
Öffentliche Bekanntmachung 

Bebauungsplan Vo-55 „Raedtstraße/Nachverdichtung Wohnbebauung“, Stadtteil Vorst 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan gemäß § 12 BauGB und Bebauungsplan der Innenent-

wicklung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB 

Satzungsbeschluss 

 

Der Rat der Stadt Tönisvorst hat am 18.04.2024 in öffentlicher Sitzung den vorhabenbezoge-

nen Bebauungsplan der Innenentwicklung Vo-55 „Raedtstraße/Nachverdichtung Wohnbebau-

ung“ gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB), § 12 BauGB sowie § 13a BauGB in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), in der z.Zt. geltenden Fassung, in 

Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung NW, in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666/SGV. NRW 2023) in der z.Zt. geltenden Fassung, als 

Satzung beschlossen. 

Mit Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Vo-55 „Raedtstraße/Nachver-

dichtung Wohnbebauung“ wird der Bebauungsplan Vo-38 „Innenstadtentwicklung Vorst“ für 

den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Vo-55 aufgehoben. 

Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes der Innenentwick-

lung Vo-55 „Raedtstraße/Nachverdichtung Wohnbebauung“ ist dem nachfolgend abgedruck-

ten Kartenausschnitt zu entnehmen. Maßgeblich für die Abgrenzung ist der zeichnerische Teil 

des Bebauungsplanes. 



 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan der Innenentwicklung Vo-55 „Raedt-
straße/Nachverdichtung Wohnbebauung“ tritt gemäß § 10 Abs. 3 BauGB mit dieser Be-
kanntmachung in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan kann während der Dienststunden (Montag bis Donnerstag von 8.30 Uhr 
bis 12.30 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie Freitag von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr) im 
Verwaltungsgebäude Vorst, St. Töniser Str. 8, Zimmer 1 und 2, eingesehen werden. Über den 
Inhalt des Bebauungsplanes und der dazugehörigen Begründung wird auf Verlangen Auskunft 
erteilt.  
 
Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 3 BauGB wird von der zusammenfassenden Er-

klärung nach § 10a BauGB abgesehen. 



Hinweise 

Auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen: 

Unbeachtlich werden 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber 

der Stadt Tönisvorst unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 

gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB be-

achtlich sind. 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. 

Danach kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 

39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit 

des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 

dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht 

innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 1 

BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs her-

beigeführt wird. 

Nach § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 

kann eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zu-

standekommen dieses Bebauungsplanes nach Ablauf von sechs Monaten seit deren Verkün-

dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 

b) dieser Bebauungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Tönisvorst vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Bekanntmachungsanordnung 

Der vom Rat der Stadt Tönisvorst am 18.04.2024 in öffentlicher Sitzung als Satzung beschlos-

sene vorhabenbezogene Bebauungsplan der Innenentwicklung Vo-55 „Raedtstraße/Nachver-

dichtung Wohnbebauung“, Ort und Zeit, in der der Bebauungsplan zur Einsichtnahme bereit-

gehalten wird und die aufgrund des Baugesetzbuches und der GO NRW erforderlichen Hin-

weise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 10 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 15 Abs. 1 der 

Hauptsatzung der Stadt Tönisvorst vom 20.04.2023, in der z. Zt. geltenden Fassung. 

 

Tönisvorst, den 28.05.2024 

 

Der Bürgermeister  

 

gez. Leuchtenberg 

 


